
Beschlüsse aus der 22. Sitzung des Kreistags am 21.07.2008 
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Entgegen der Reihenfolge der Tagesordnung wird der Tagesordnungspunkt 9 gleich zu 
Beginn der öffentlichen Sitzung beraten. 

§ 1ö 

Kreistagswahl 2009 
1. Bildung des Kreiswahlausschusses 
Wahl der Beisitzer und Stellvertreter des Kreiswahlausschusses 
2. Übertragung der Aufgaben des Wahlkreisausschusses auf den Gemeinde-
wahlausschuss einer Gemeinde des jeweiligen Wahlkreises 
Vorlage KT VIII/155 

Landrat Köblitz gibt bekannt, dass auf Wunsch der CDU-Kreistagsfraktion der Be-
schlussantrag dahingehend abgeändert werden soll, dass anstelle von Paul Baitinger 
(Nagold) Frau Ursula Pfrommer aus Oberreichenbach/Würzbach als Beisitzerin in den 
Kreiswahlausschuss gewählt werden soll.  

Nachdem es aus der Mitte des Gremiums keine Fragen hierzu gibt und auch niemand 
einer offenen Abstimmung widerspricht, stellt der Vorsitzende den abgeänderten Be-
schlussantrag zur Abstimmung.  

Der Kreistag beschließt:  

1. Der Kreiswahlausschuss für die Kreistagswahl 2009 wird mit je fünf Beisitzern 
und Stellvertretern gebildet. Die Wahl erfolgt entsprechend der nachstehenden 
Empfehlung des Verwaltungsausschusses. 

Beisitzer:            Stellvertreter: 

Pfrommer, Ursula, Oberreichenbach Vogel, Gerhard; Schömberg 
Schabert, Hans; Neuweiler     Breitling, Alfred; Calw 
Burkhardt, Peter; Schömberg    Abel, Margarete; Altensteig 
Held, Hans-Peter; Calw      Fauser, Roland; Althengstett 
Fischer, Theo; Calw        Kühnle, Karl-Gerhard; Calw 
 

2. Den Gemeindewahlausschüssen der Gemeinden Bad Liebenzell (Wahlkreis II), 
Wildberg (Wahlkreis III), Altensteig (Wahlkreis V), Bad Wildbad (Wahlkreis VI) 
und Althengstett (Wahlkreis VII) werden die Aufgaben des Wahlkreisausschusses 
übertragen. 

(46 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen)
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§ 2 ö 

Wahl der Vertrauenspersonen als Beisitzer im Ausschuss zur Wahl der Schöffen in 
den Amtsgerichtsbezirken Calw und Nagold 
Vorlage KT VIII/156 

Da bis zur Erstellung der Sitzungsvorlage die von der Fraktion der Freien Wähler vorgeschla-
genen Vertrauenspersonen noch nicht bekannt waren, teilt Landrat Köblitz in Ergänzung des 
Beschlussantrags mit, dass die Freien Wähler folgende Personen vorgeschlagen haben: 

AG-Bezirk Calw:             AG-Bezirk Nagold: 

Breitling, Alfred              Bünger,Ulrich 

Greif, Dietmar              Schuler, Volker 

Maier, Rentae              Stikel, Roland 

Nachdem es aus der Mitte des Gremiums hierzu keine Fragen gibt und auch kein Kreistags-
mitglied einer offenen Abstimmung widerspricht, stellt der Vorsitzende den Beschlussantrag 
zur Abstimmung. 

Der Kreistag beschließt: 

Der Kreistag wählt die nachstehenden Persönlichkeiten aus dem Kreisgebiet als Vertrauens-
personen für die beiden Ausschüsse zur Wahl der Schöffen und Jugendschöffen für die Ge-
schäftsjahre 2008 bis 2013 bei den Amtsgerichten Calw und Nagold: 

 

Fraktion AG-Bezirk Calw AG-Bezirk Nagold 

CDU Pfrommer, Ursula Gäbler, Heike 

 Schroth, Bärbel Dürr, Regina 

 Ammann, Horst Wagner, Kurt 

FWV Breitling, Alfred Bünger, Ulrich 

 Greif, Dietmar Schuler, Volker 

 Maier, Renate Stikel, Roland 

SPD Bott, Hugo Urbschat, Heinz 

 
(46 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen)  
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§ 3 ö 

Umbesetzung des Aufsichtsrats der Geriatrischen Rehabilitationsklinik gGmbH  
Umbesetzung des Aufsichtsrats der Krankenhaus Service GmbH Schwarzwald 
Vorlage KT VIII/157 

Landrat Köblitz teilt mit, dass auf Wunsch der CDU-Kreistagsfraktion Kreisrat Hauser in bei-
den Aufsichtsräten die Nachfolge von Kreisrat Dunst antreten soll. Damit würde dem Wunsch 
des Klinikverbunds nach Personenidentität zwischen den Mitgliedern dieser beiden Aufsichts-
räte mit denen des Klinikverbunds Südwest Rechnung getragen.  

Nachdem es hierzu aus der Mitte des Gremiums keine Wortmeldungen gibt, stellt der Vorsit-
zende den Beschlussantrag zur Abstimmung.  

Der Kreistag beschließt: 

1. Dem Aufsichtsrat der Geriatrischen Rehabilitationsklinik gGmbH wird künftig anstelle 
von Herrn Kreisrat Manfred Dunst Herr Kreisrat Helmut Hauser angehören 

2. Dem Aufsichtsrat der Krankenhaus Service GmbH Schwarzwald wird künftig anstelle 
von Herrn Kreisrat Manfred Dunst Herr Kreisrat Helmut Hauser angehören. 

(45 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung) 

Im Anschluss an die Beschlussfassung gratuliert Landrat Köblitz Kreisrat Hauser zu seiner 
Wahl als Mitglied in die beiden Aufsichtsräte. 

§ 4 ö 

Einrichtung einer Sonderberufsschule für Holzfachwerker an der Gewerblichen 
Schule Nagold  
Vorlage KT VIII/158 

Der Vorsitzende bittet den Kreistag, dem Wunsch der Gewerblichen Schule Nagold zu folgen 
und der Einrichtung einer Sonderberufsschule für Holzfachwerker zuzustimmen. Der beson-
dere Bedarf sei durch die Vielzahl der Auszubildenden mit Benachteiligungen entstanden, die 
vom CJD Altensteig sozialpädagogisch betreut würden. 

Auf entsprechende Anfrage aus der Mitte des Gremiums teilt Frau Vogel mit, dass die Holz-
fachwerker, Schreiner und Tischler nur im theoretischen Unterricht getrennt, im praktischen 
Unterricht jedoch gemeinsam betreut werden. 

Eine weitere Aussprache schließt sich nicht an, so dass der Landrat den Beschlussantrag zur 
Abstimmung stellt. 

Der Kreistag beschließt: 

1. Der Landkreis Calw stimmt der Einrichtung einer Sonderberufsschule für Holzfachwerker 
an der Gewerblichen Schule Nagold zum Schuljahr 2008/2009 zu. 

2. Die Verwaltung wird ermächtigt, die Zustimmung bei der obersten Schulaufsichtsbehörde 
gemäß § 30 Abs. 1 Schulgesetz zu beantragen. 

(46 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen) 
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§ 5 ö 

Kreisberufsschulzentrum Calw 
Namensgebung für die Gewerbliche Schule  
Vorlage KT VIII/159 

Landrat Köblitz begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Walz, Leiter der Gewerblichen 
Schule Calw. Nach Ansicht des Vorsitzenden gibt es für die Gewerbliche Schule keinen bes-
seren Namensvorschlag als „Johann-Georg-Doertenbach-Schule“, weshalb er die Schulgre-
mien für diesen Vorschlag lobt. 

Aus der Mitte des Gremiums gibt es keine Wortmeldungen, so dass der Vorsitzende den Be-
schlussantrag zur Abstimmung stellt. 

Der Kreistag beschließt: 

Die Gewerbliche Schule Calw erhält den Namen „Johann-Georg-Doertenbach-Schule“. 

(46 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen) 

§ 6 ö 

Kreisberufsschulzentrum Calw - Erweiterung 
2. Bauabschnitt 
Vorlage KT VIII/160 

Herr Dieringer, Leiter der Abteilung Gebäude und EDV, erläutert, dass sich die Erweiterung 
des Kreisberufsschulzentrums in zwei Bauabschnitte gliedert. Im ersten Bauabschnitt werde 
der Verwaltungstrakt aufgestockt und für die Umsetzung des zweiten Bauabschnitts gäbe es 
die Möglichkeit, das so genannte „HG-Gebäude“ zu verlängern oder abgesetzt davon ein 
frei stehendes Gebäude zu errichten. Für letzteren Fall bestünde die Möglichkeit, dieses Ge-
bäude in modularer Bauweise zu erstellen. Anhand von Lageplänen, Grundrissen und Schnit-
ten zeigt Herr Dieringer den Kreisräten die modulare Erweiterung des Kreisberufsschulzent-
rums auf, die ausschließlich den zusätzlichen Raumbedarf für die Gewerbliche Schule abde-
cken wird. Da das Land bestimmte Voraussetzungen an die Förderfähigkeit modular erstellter 
Schulgebäude richtet, werde derzeit mit dem Land die Beschreibung des Herstellers für sol-
che Module besprochen. Im Haushaltsplan 2009 sollen entsprechende Mittel eingestellt wer-
den. 

In der sich anschließenden Aussprache vertritt Kreisrat Mack den Standpunkt, den Raumbe-
darf am Kreisberufsschulzentrum Calw zeitnah abzudecken, da die Schülerzahlen langfristig 
zurückgehen werden. Er ruft in Erinnerung, dass für den ersten Bauabschnitt die Mittel au-
ßerplanmäßig zur Verfügung gestellt werden mussten und bittet deshalb die Verwaltung für 
die landkreiseigenen Schulen ein langfristiges Strukturkonzept zu entwickeln, um künftige 
Investitionen besser abschätzen zu können. 

Kreisrat Luz stimmt dem Beschlussantrag der Verwaltung grundsätzlich zu und befürwortet 
die Umsetzung eines in modularer Bauweise errichteten frei stehenden Gebäudes. Probleme 
könne es bei dieser Variante womöglich beim Schallschutz geben. Er stellt weiter fest, dass 
die Maßnahme bislang noch nicht in der Finanzplanung enthalten ist und fragt nach, bis 
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wann die Vorbehalte des Landes zur Förderfähigkeit modular errichteter Schulgebäude aus-
geräumt seien. 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass entsprechend den Schulbauförderrichtlinien modulare 
Baukörper nicht förderfähig seien, er jedoch davon ausgehe, die vom Land geforderten 
Nachweise erbringen zu können. So lange dies jedoch noch nicht abschließend feststehe, 
müsse die Zustimmung zur Erweiterung unter den Vorbehalt der Förderfähigkeit gestellt wer-
den. Landrat Köblitz favorisiert vor allem aus Gründen der Kosten- und Zeitersparnis die 
modulare Lösung. Da die Schülerzahlen mittelfristig zurückgehen werden, sollten seiner An-
sicht nach die zusätzlich benötigten Räume sobald wie möglich zur Verfügung stehen. Die 
Planung sei mit der Schulleitung der Gewerblichen Schule abgestimmt. Abschließend dankt 
der Landrat den Kreisräten Hauser und Stikel für ihre Mitwirkung im projektbegleitenden 
Bauausschuss zur Erweiterung des Kreisberufsschulzentrums Calw.  

Zum Abschluss der Aussprache merkt Kreisrat Noé an, dass es die SPD-Fraktion war, die im 
Frühjahr vergangenen Jahres einen Handlungsbedarf zur Erweiterung des Kreisberufsschul-
zentrums Calw gesehen habe. Er stellt anerkennend fest, dass die Verwaltung die Anstöße 
aufgegriffen hat und heute bereits der Erweiterung des zweiten Bauabschnitts zugestimmt 
werde. 

Der Kreistag beschließt: 

Dem Vorentwurf zur Erweiterung des Kreisberufsschulzentrums Calw im 2. Bauabschnitt in 
modularer Bauweise wird zugestimmt. Die Zustimmung steht unter dem Vorbehalt, dass die 
Förderfähigkeit grundsätzlich geklärt und die bauphysikalische Gleichwertigkeit zur massiven 
Bauweise nachgewiesen ist. Die entsprechenden Haushaltsmittel sollen im Haushaltsplanver-
fahren 2009 aufgenommen werden.  

(46 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen) 

§ 7 ö 

Goetheschule – Freie Walddorfschule Pforzheim e.V. 
Übernahme einer modifizierten Bürgschaft für Darlehensanteil in Höhe von 366.000 
Euro 
Vorlage KT VIII/161 

Ohne Sachvortrag und ohne Aussprache beschließt der Kreistag: 

Der Landkreis Calw übernimmt entsprechend seinem derzeitigen Schüleranteil eine modifi-
zierte Ausfallbürgschaft für ein Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau an die Goethe-
schule – Freie Waldorfschule Pforzheim e.V. für bauliche Investitionen im Schulbereich in Hö-
he von 366.000 EUR. 

(45 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen) 
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§ 8 ö 

Zustand der Landesstraßen 
Vorlage KT VIII/162 

Landrat Köblitz führt einleitend aus, dass sich viele Landesstraßen im Landkreis Calw in ei-
nem schlechten bis sehr schlechten Zustand befinden. Deshalb habe die Verwaltung die 
dringende Bitte an das Land, seiner Verpflichtung als Straßenbaulastträger besser als bisher 
nachzukommen und für die bauliche Unterhaltung von Landesstraßen mehr Landesmittel zur 
Verfügung zu stellen. Ansonsten trete bei den Landesstraßen ein Werteverfall ein. 

In der sich anschließenden Aussprache bedankt sich Kreisrat Blenke bei der Verwaltung für 
die gut ausgearbeitete Sitzungsvorlage. Er bestätigt, dass der Zustand vieler Landesstraßen 
gegenüber den Kreisstraßen verbesserungswürdig ist. Dies liege daran, dass das Land die 
Konsolidierung des Haushalts fortführe und dieser Ausgabeposten rechtlich nicht gebunden 
sei. Im Gegensatz dazu werde in den Ausbau des Kreisstraßennetzes kontinuierlich investiert. 
Er gibt jedoch auch zu bedenken, dass in den Jahren zwischen 2001 bis 2006 etliche Mittel 
sowohl für die Erhaltung als auch für Aus- und Neubauprojekte von Landesstraßen in den 
Landkreis Calw geflossen seien. Darüber hinaus profitiere der Landkreis von einem Sonder-
programm des Landes, mit dem pro Regierungsbezirk ein Straßengroßprojekt gefördert wer-
de. So werde im Regierungsbezirk Stuttgart im Rahmen dieses Sonderprogramms die Orts-
umfahrung Darmsheim gebaut, von der insbesondere Pendler aus dem Landkreis Calw pro-
fitieren. 

Zu der von Kreisrat Blenke angesprochenen Haushaltskonsolidierung des Landes stellt der 
Vorsitzende fest, dass das Akzeptieren eines Substanzverzehrs seitens des Landes gleich be-
deutend mit einer Neuverschuldung des Landes sei.  

Kreisrat Krauss stimmt dem Beschlussantrag der Verwaltung und dabei insbesondere der Zif-
fer 3 zu. Er gibt jedoch zu bedenken, dass im Rahmen eines Abstufungskonzeptes nicht nur 
Landes- zu Kreisstraßen abgestuft werden sollen, sondern auch Kreis- zu Gemeindeverbin-
dungsstraßen. 

Auf entsprechende Anfrage von Kreisrat Steinrode bestätigt Frau Jungkurth, Leiterin der Stra-
ßenbauabteilung, dass die Straße zwischen Hochdorf und Vollmaringen im nächsten Jahr 
ausgebaut werden soll. In wie weit das Land eine konkrete Umsetzung der in der Anlage 3 
zur Sitzungsvorlage aufgeführten sanierungsbedürftigen Straßen vornimmt, könne nicht ge-
sagt werden. 

Kreisrat Schwarz führt aus, dass die Grünen zwar stets kritisch die Notwendigkeit von Stra-
ßenausbaumaßnahmen hinterfragen und auch davon ausgehen, dass die volkswirtschaftli-
che Bedeutung des Straßenzustandes überschätzt wird. Dennoch bestätigt auch er den 
schlechten Zustand der Landesstraßen. Er befürwortet deshalb die Absicht des Landkreises, 
die Gesamtverantwortung für das Kreis- und Landesstraßennetz übertragen zu bekommen. 
Vor diesem Hintergrund stimme auch seine Fraktion dem Beschlussantrag zu.  

Kreisrat Luz geht davon aus, dass sicher viele Landkreise die in Ziffer 2 des Beschlussantrags 
formulierte Bitte an das Land herantragen, die erforderlichen Haushaltsmittel für notwendige 
Erhaltungsmaßnahmen an Landesstraßen bereitzustellen. Da der Landkreis in der Ziffer 3 
des Beschlussantrags dem Land aber konkrete Vorschläge unterbreite, bestehe die Chance, 
dass sich das Land nicht aus seiner Verantwortung zurückziehe.  

Kreisrat Henle bezweifelt die in Anlage 1b zur Sitzungsvorlage vorgenommene Einstufung der 
L 353 zwischen Unterschwandorf und Iselshausen in die Kategorie „schlecht“, da seiner An-
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sicht nach die Straße kaum noch befahrbar sei und überdies eine Breite von unter sechs Me-
tern aufweise. 

Kreisrat Großmann gibt zu bedenken, dass der von der Verwaltung vorgeschlagene Modell-
versuch nicht nur eine gemeinsame Budgetierung von Mitteln für den Erhalt und die Unter-
haltung von Kreis- und Landesstraßen umfasse, sondern dabei auch die Klassifizierung von 
Straßen angesprochen wird. Er befürchtet in diesem Zusammenhang, dass es nicht im Sinne 
des Landkreises sein könne, wenn das Land die Straßenbaulast für viele Landesstraßen an 
den Kreis abtritt. 

Der Landrat entgegnet, dass eine Abstufung erst nach dem Ausbau einer Straße  vorgenom-
men werden darf. Der Modellversuch umfasse eine Gesamtschau des Straßennetzes unter 
Einbeziehung aller Straßenbaulastträger.  

Kreisrat Dr. Prewo hält den in Ziffer 3 der Sitzungsvorlage formulierten Ansatz für richtig, da 
damit der Straßenerhalt in der Fläche insbesondere in die Verantwortung der Landkreise ab-
getreten werden soll. Er geht jedoch davon aus, dass sich das Land auf diesen Modellversuch 
nicht einlassen wird mit der Begründung, dass sich die Landesstraßen in der Regel über meh-
rere Landkreise hinweg erstrecken. Kreisrat Dr. Prewo fordert deshalb den Landrat dazu auf, 
seine Kollegen aus den Nachbarlandkreisen ebenfalls für dieses Modellprojekt zu gewinnen. 
Dadurch würde der Landkreis der überschreitenden Bedeutung von Landesstraßen Rechnung 
tragen.  

Der Vorsitzende geht davon aus, dass eine kleinräumige Betrachtung immer noch besser ist 
als das, was das Land für die Unterhaltung seiner Straßen unternimmt. Für die Bürger sei es 
nicht nachvollziehbar, von einer gut ausgebauten Kreisstraße auf eine schlecht ausgebaute 
Landesstraße abzubiegen. Deshalb sollte der Landkreis das Straßennetz ganzheitlich be-
trachten und dabei auch den wandelnden Verkehrsbedürfnissen in dem jetzt starren System 
Rechnung tragen. Er dankt jedoch Kreisrat Dr. Prewo, dass er als Abgeordneter des Landtags 
den Wunsch der Verwaltung unterstützt. 

Zum Abschluss der Aussprache stellt der Vorsitzende den Beschlussantrag der Verwaltung zur 
Abstimmung. 

Der Kreistag beschließt: 

1. Der Kreistag nimmt den Bericht zum Zustand der Landesstraßen im Landkreis Calw 
zur Kenntnis. 

2. Das Land wird aufgefordert, die für die Substanzverbesserung der Landes-straßen im 
Landkreis Calw notwendigen Erhaltungsplanungen zu betreiben sowie die 
erforderlichen Haushaltsmittel bereitzustellen.  

3. Der Landkreis Calw erklärt sich bereit, an einem Modellversuch zur Optimierung des 
Landestraßennetzes teilzunehmen. Dabei soll die Gesamtverantwortung mit einem 
gemeinsamen Budget für die Landes- und Kreisstraßen übertragen werden. 

(45 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen) 
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§ 9 ö 

S-Bahnverlängerung Weil der Stadt - Calw 
Vorlage KT VIII/163 

Der Vorsitzende begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt die Herren Dr. Sparmann und Ritz 
von der Transport Technologie-Consult Karlsruhe GmbH (TTK) und bittet sie um die Vorstel-
lung der Ergebnisse der Nutzen-Kosten-Untersuchung zur Streckenreaktivierung Calw – Weil 
der Stadt. 

Herr Dr. Sparmann beleuchtet in seiner anschließenden Präsentation zunächst die Ausgangs-
situation, die sich im Jahr 1989 durch die Stilllegung der Bahnstrecke Weil der Stadt Calw 
durch die Deutsche Bundesbahn ergeben hat. Nachdem die Landkreise Calw und Böblingen 
eine Reaktivierung der stillegelegten Strecke angestrebt haben, sei im Jahr 2002 eine erste 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben worden, der sich im Jahr 2005 eine standardisierte 
Bewertung mit Folgekostenrechnung anschloss. Seinerzeit seien die Planfälle Diesel- und 
Stadtbahnbetrieb untersucht und verglichen worden. Durch den Neubau der S 60 konnte 
dann auch die Möglichkeit einer S-Bahnverlängerung von Weil der Stadt nach Calw in Erwä-
gung gezogen werden. Mit dieser Variante wäre es nach Darlegung von Herrn Dr. Spar-
mann möglich, mit der S-Bahn in 58 Minuten umsteigefrei von Calw nach Stuttgart zu fah-
ren. Er berichtet weiter, dass Autofahrer eher bereit seien, ihr Auto stehen zu lassen, wenn sie 
die Möglichkeit haben, in ein Schienenfahrzeug umzusteigen als in einen Bus. Von den Nut-
zern der Stadtbahn in Karlsruhe wisse man zum Beispiel, dass rund 45 % der Fahrgäste über 
ein eigenes Auto verfügen.  

Im weiteren Verlauf seines Sachvortrags zeigt Herr Dr. Sparmann auf, für welche beiden 
Streckenabschnitte Doppelspuren vorgesehen sind, um einen Zeit- und Streckenverlust zu 
vermeiden. Anhand einer vorläufigen Finanzierungsübersicht macht er deutlich, dass die S-
Bahnlösung gegenüber einem Diesel- und Stadtbahnbetrieb wegen den höheren Anforde-
rungen an die Infrastruktur zwar teurer (Bruttoinvestitionen 44.207.000 €) sei. Die jährlichen 
Betriebskosten in der Summe (1.146.000 €) fallen aber im Vergleich zu den beiden anderen 
Varianten geringer aus. Umgerechnet auf die Strecke bedeute dies, dass pro Schienenkilo-
meter rund 42.000 € jährliche Infrastrukturkosten anfallen. Während die bisherigen Be-
triebskonzepte für eine Diesel- oder Stadtbahn so genannte „Inselkonzeptionen“ waren, für 
die eine erhöhte Fahrzeugreserve notwendig wäre, entfalle bei der S-Bahnlösung der zusätz-
liche Umstieg in Weil der Stadt. Außerdem seien bei der S-Bahn zwischen Renningen und 
Weil der Stadt nur reduzierte Zuglängen notwendig, was mit Einsparungen von Betriebskos-
ten und Emissionen in diesem Abschnitt verbunden sei. Herr Dr. Sparmann führt weiter aus, 
dass im Falle der Diesel- oder Stadtbahnlösung mit rund 2.500 Fahrgästen pro Tag von und 
nach Calw gerechnet werde und beim Bau der S-Bahn davon ausgegangen werden könne, 
dass bis zu 3000 Fahrgäste dieses Verkehrsmittel nutzen. Weiter zeigt er auf, dass sich im 
Falle der S-Bahnverlängerung auch die Umsteigezeiten in Calw in Richtung Nagold und 
Pforzheim gegenüber der Diesel- oder Stadtbahnvariante verkürzen. Aufgrund dieser Vorteile 
sei der Nutzen-Kosten-Indikator deshalb auch für die S-Bahn mit 2,01 am höchsten, gefolgt 
von der Stadtbahn mit 1,45 und der Diesel betriebenen Bahn mit 1,22. Angesichts der stei-
genden Ölpreise erachtet Herr Dr. Sparmann elektrisch betriebene Schienenfahrzeuge als 
zukunftsfähiger - auch unter dem Aspekt der CO2-Emissionen. Zum Abschluss seines Sach-
vortrags beleuchtet Herr Dr. Sparmann noch die Aspekte der Raumordnung. So seien im 
Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 2002 und im Regionalplan Nordschwarzwald 
2015 die Ziele verankert, die mit einer Verlängerung der S-Bahn nach Calw verbunden sei-
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en. Nicht unterschätzt werden dürften auch die positiven Auswirkungen auf die regionale 
Wirtschafts- und Sozialstruktur. 

In der sich anschließenden Aussprache erkundigt sich Kreisrat Luz, ob es sich bei den im 
Sachvortrag genannten Betriebskosten um absolute Kosten handelt. Herr Dr. Sparmann teilt 
mit, dass es sich dabei um Bruttokosten handelt, von denen noch die Regionalisierungsmittel 
und die künftigen Fahrgeldeinnahmen abgezogen werden müssen. Da sowohl mit dem Land 
als auch dem Verband der Region Stuttgart noch über Beteiligungen verhandelt werden müs-
se, stehe eine abschließende Finanzierung noch nicht fest.  

Auf entsprechende Anfrage von Kreisrat Fuchtel zur Einstufung der Maßnahme in eine Priori-
tätenliste entgegnet der Vorsitzende, dass diese Frage an das Land gerichtet werden müsse. 
In diesem Zusammenhang berichtet der Landrat von einem kürzlich stattgefundenen Ge-
sprächstermin beim Innenministerium, bei dem sich sowohl Vertreter des Innenministeriums 
als auch Vertreter der Region Stuttgart und des Landkreises Böblingen positiv zu dem geplan-
ten Vorhaben geäußert haben. Entgegen der öffentlichen Berichterstattung - in der der Ver-
such unternommen worden sei, den Landkreis Calw und Böblingen gegeneinander auszu-
spielen - treffe es nicht zu, dass sich sein Amtskollege in Böblingen skeptisch zum Zeitplan 
geäußert habe. Vielmehr habe das Gremium in Böblingen zeitgleich zum Empfehlungsbe-
schluss des Verwaltungsausschusses den entsprechenden Beschluss gefasst.  

Kreisrat Fuchtel fragt nach, ob es Möglichkeiten gibt, die Zeitspanne bis zur jetzt anvisierten 
Inbetriebnahme im Jahr 2015 noch zu verkürzen. Dies hält Herr Dr. Sparmann nicht für 
möglich. Sieben Jahre seien ein realistisches Ziel, wenn man bedenke, dass mit der Planung 
der S 60 vor zehn Jahren begonnen worden sei und erst jetzt mit dem eigentlichen Bau be-
gonnen werde. Der große Vorteil der S-Bahnverlängerung von Weil der Stadt nach Calw be-
stehe darin, dass sich die Strecke im Eigentum des Landkreises befindet, sie nicht unter Be-
trieb stehe und nur bei Ostelsheim ein Teilstück neu gebaut werden müsse. Auch die von 
Kreisrat Fuchtel angeregte Inbetriebnahme von Teilstücken hält Herr Dr. Sparmann ange-
sichts der Kürze der Strecke für nicht empfehlenswert. Der Zeitgewinn betrage dadurch even-
tuell nur ein halbes Jahr. 

Auf Anfrage von Kreisrat Tölg führt Herr Dr. Sparmann aus, dass ein Busparallelverkehr zur 
S-Bahnstrecke wirtschaftlich keinen Sinn mache und deshalb ab Fertigstellung der S-
Bahnverlängerung das bestehende parallele Busangebot eingestellt werden soll. Landrat 
Köblitz fügt hinzu, dass es dann natürlich Busverbindungen mit Erschließungsfunktion zu den 
S-Bahnhaltestellen geben werde.  

Kreisrat Hauser hinterfragt, wie sicher die in der Nutzen-Kosten-Untersuchung zugrunde ge-
legte Prognose zu den Fahrgastzahlen ist. Nach Aussage von Herrn Dr. Sparmann ist die 
Prognose wissenschaftlich fundiert. In der Praxis würden die prognostizierten Fahrgastzahlen 
in der Regel sogar überschritten.  

Kreisrat Schrumpf bittet darum, die Höhe der Bahnsteige so zu gestalten, dass ein barriere-
freier Zugang zu den Schienenfahrzeugen möglich wird. Herr Ritz von der TTK teilt mit, dass 
dies bei der anstehenden konkreten Planung der Haltepunkte berücksichtigt werden muss 
und ein barrierefreier Zugang ohnehin gesetzlich vorgeschrieben sei.  

Kreisrat Vogel ruft in Erinnerung, dass die Reaktivierung der Strecke Calw – Weil der Stadt 
den Landkreis schon seit einem Vierteljahrhundert bewegt und man vor zehn Jahren noch 
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nicht daran geglaubt hätte, heute so ernsthafte Diskussionen für eine Wiederinbetriebnahme 
führen zu können. Er bezeichnet die konkreten Überlegungen zur Streckenreaktivierung als 
historisch bedeutsam für den Personennahverkehr und die gesamte Entwicklung im Landkreis 
Calw. Durch eine S-Bahnverlängerung erweitere sich der „Speckgürtel“ bis Calw, und Kreis-
rat Vogel verspricht sich davon einen Investitionsschub für die Raumschaft Calw. Deshalb 
sollte das Projekt, das die CDU-Fraktion voll unterstütze, mit Mut weiter verfolgt werden.  

Für Kreisrat Dr. Prewo stellt dieses Schienenprojekt die wichtigste Investition für eine ganze 
Generation dar, die auch mit vielen wirtschaftlichen Vorteilen für die Region verbunden sei. 
Er geht davon aus, dass von diesem Projekt die Bautätigkeit profitiert, es sich positiv auf die 
Bevölkerungsentwicklung auswirken wird und sich auch die Kaufkraft und Nahversorgung 
verbessern werde. Kreisrat Dr. Prewo erinnert, dass seine Fraktion bereits vor 20 Jahren die 
Reaktivierung dieser Schienenverbindung forciert habe und er dankt in diesem Zusammen-
hang auch dem Verein „Württembergische Schwarzwaldbahn“, der sich stets mit dem Thema 
auseinander gesetzt und auf die Notwendigkeit dieser Schienenverbindung hingewiesen ha-
be. Dennoch gibt Kreisrat Dr. Prewo zu bedenken, dass mit der S-Bahnverlängerung von 
Weil der Stadt nach Calw der Verkehrsbedarf für den südlichen Landkreis nicht abgedeckt 
werden könne. Deshalb müsse eine Verlängerung der S-Bahn von Herrenberg nach Nagold 
und evtl. bis Altensteig weiter auf der Tagesordnung bleiben. Diese Verbindung sei aufgrund 
des notwendigen Grundstückerwerbs zwar mit mehr Kosten verbunden, die prognostizierten 
Fahrgastzahlen würden aber signifikant über denen der Strecke Weil der Stadt – Calw liegen. 
Sollte der Landkreis sowohl im Norden als auch im Süden über Schienenverbindungen ver-
fügen, sei dies ein echter Beitrag zur Wirtschaftsförderung.  

Kreisrat Luz stellt fest, dass auch seine Fraktion die Wiederbelebung der Strecke Calw – Weil 
der Stadt für eine wichtige Verkehrs- und Infrastrukturmaßnahme hält und alles versucht 
werden sollte, den Zeitplan bis zur Realisierung einzuhalten. Sollten die Bundes – oder Lan-
deszuschüsse dafür wie geplant gewährt werden – was Voraussetzung für eine Umsetzung sei 
– liege der Eigenanteil des Landkreises und der Anliegergemeinden dennoch bei 14 bis 15 
Millionen Euro. Deshalb sollten nach Ansicht von Kreisrat Luz dafür rechtzeitig finanzielle 
Ressourcen geschaffen werden. Die stärkere Schuldenrückführung könne ein Beitrag dazu 
sein. Er schlägt vor, die Ziffer 2 des Beschlussantrags der Verwaltung um folgenden Spiegel-
strich zu ergänzen: 

- „Das Vorhaben soll ab dem nächsten Haushaltsplan in die mittelfristige Finanzpla-
nung aufgenommen werden.“ 

Landrat Köblitz befürwortet diese Beschlussergänzung, da die Verwaltung bereits beab-
sichtigt habe, bei der Beratung des Haushaltsplans 2009 die Bildung einer Rücklage für 
das Projekt vorzuschlagen.  

Kreisrat Schwarz ist im Namen der Fraktion der Grünen angesichts der jetzigen Entwick-
lung zur Streckenreaktivierung begeistert und stimmt deshalb dem Antrag der Verwaltung 
zu. Er bezeichnet die Streckenreaktivierung der knapp 140 Jahre alten Trasse als langfris-
tige Investition in die Daseinsvorsorge und unterstützt auch die von Kreisrat Luz vorge-
schlagene Beschlussergänzung.  

Kreisrat Krauss zeigt sich erfreut über die einmütige Haltung des Kreistags zur S-
Bahnverlängerung. Historisch bedeutsam sei das ganze aber erst, wenn die entsprechen-
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den Verträge unterschrieben seien. Auch er stimmt der Beschlussergänzung zu, da auf 
den Landkreis gewaltige Kosten zukommen werden. 

Kreisrat Dunst dankt seinen Kreistagskollegen für ihre breite Unterstützung des Projekts, 
wovon die große Kreisstadt Calw und die Region sicher profitieren werde. Vor 20 Jahren 
sei es für viele unverständlich gewesen, dass der Landkreis für den symbolischen Wert 
von einer Mark die Schienenstrecke von der Deutschen Bahn erworben habe. Mittlerweile 
habe sich herausgestellt, dass dies eine wichtige Entscheidung gewesen sei. Sein Dank gilt 
auch den Mitgliedern des Vereins „Württembergische Schwarzwaldbahn“, die sich seit 
Jahrzehnten für die Reaktivierung der Strecke eingesetzt habe. Er spricht sich dafür aus, 
die Streckenreaktivierung weiter mit diesem Engagement weiter zu betreiben. 

Zum Abschluss der Aussprache stellt Landrat Köblitz den Beschlussantrag der Verwaltung 
einschließlich der von Kreisrat Luz vorgeschlagenen Ergänzung der Ziffer 2 zur Abstim-
mung. 

Der Kreistag beschließt: 

1. Der Kreistag nimmt die Ergebnisse der Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) zur Schie-
nenverbindung Calw – Weil der Stadt zur Kenntnis. Er spricht sich im Hinblick auf das 
günstige Nutzen-Kosten-Verhältnis dafür aus, die S-Bahnverlängerung von Weil der 
Stadt nach Calw prioritär weiter zu verfolgen. 

2. Der Kreistag bittet die Verwaltung, die folgenden Schritte zu veranlassen: 

- Klärung von Aufgabenträgerzuständigkeiten mit dem Land Baden-Württemberg 
und dem Verband Region Stuttgart (VRS); 

- Festlegung eines Finanzierungsschlüssels mit dem Landkreis Böblingen und den 
Anrainergemeinden der Schienenstrecke im Landkreis Calw. 

- Weiterführung der Vorplanung der Strecke sowie Betriebsuntersuchung am 
Bahnhof Renningen; 

- Das Vorhaben soll ab dem nächsten Haushaltsplan in die mittelfristige Finanz-
planung aufgenommen werden. 

Die Verwaltung wird gebeten, in enger Abstimmung mit dem Verband Region Stuttgart (VRS) 
und dem Stuttgarter Verkehrsverbund (VVS) die Möglichkeiten der Einführung eines Metropol-
tickets zu prüfen. 

(46 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen) 



- 12 - 

§ 10 ö 

Energieagentur 
Vorlage KT VIII/164 

Der Vorsitzende bittet Herrn Ammer, Leiter des Bereichs Umwelt und Technik, um eine Ein-
führung in das Thema. Dieser nennt zunächst zwei Gründe, sich mit der Einrichtung einer 
Energieagentur auseinander zu setzen, nämlich den Klimawandel und die steigenden Ener-
giekosten. Da die Atmosphäre nur sehr träge auf Klima verbessernde Maßnahmen reagiere, 
sei es erforderlich, sich mit den Themen Energiesparen, Effizienzsteigerung bei der Energie-
gewinnung und den Ausbau erneuerbarer Energien zu befassen. Mit diesen Themenberei-
chen werde sich auch eine Energieagentur beschäftigen, so Herr Ammer. Ihr Aufgabengebiet 
umfasse  Öffentlichkeitsarbeit und sie diene dazu, Bürger, Unternehmen und Kommunen in 
einer ersten kostenlosen Beratung Impulse für energiesparende Maßnahmen zu geben. Eine 
wichtige Rolle werde sicher auch die Erarbeitung von Nahwärmekonzepten für Kommunen 
spielen. Herr Ammer weist darauf hin, dass es nicht Aufgabe der Energieagentur sein werde, 
konkrete Baumaßnahmen zu planen, auszuschreiben und zu vergeben. Dies sei wiederum 
die Aufgabe von zertifizierten Energieberatern. Das Land stelle für die Einrichtung einer Ener-
gieagentur einen einmaligen Zuschuss von 100.000 € zur Verfügung. Den Erfahrungswerten 
anderer Landkreise zur Folge entstehen für eine Energieagentur jährlich Kosten von etwa 
120.000 €. Es sei vorgesehen, dass sich der Landkreis mit 60.000 € an den nicht gedeckten 
Kosten (einschließlich Unterbringung in den Räumlichkeiten des Landkreises) beteiligt und 
Stammkapital in Höhe von 12.500 € einbringt. Im Vorfeld seien bereits Gespräche mit mög-
lichen Partnern einer Energieagentur wie beispielsweise den Kommunen mit Stadtwerkfunkti-
on, der Kreishandwerkerschaft, der Sparkasse und den Energieversorgern geführt worden. 

In der sich anschließenden Aussprache bestätigt Kreisrat Großmann, dass das Thema Ener-
gieeffizienz noch stärker in das öffentliche Bewusstsein gerückt werden müsse. Dennoch sei 
es wichtig, dass eine Energieagentur lediglich eine Art Lotsenfunktion übernehme und neutral 
über bestehende Förderprogramme informiere. Da sich auf diesem Gebiet derzeit in der 
freien Wirtschaft ein neuer Dienstleistungsbereich entwickle, stelle sich seine Fraktion die Fra-
ge, ob es richtig sei, wenn die öffentliche Hand eine Einrichtung schafft, deren Aufgaben 
womöglich auch von der freien Wirtschaft übernommen werden könnten. Unter Verweis auf 
§ 2 des Gesellschaftsvertrags hinterfragt Kreisrat Großmann, wie eine Abgrenzung vorge-
nommen werden kann, damit sich die Beratung der Energieagentur lediglich auf allgemeine 
Auskünfte beschränkt. Da es auch noch offene Fragen zur Finanzierung der Agentur gibt, 
regt Kreisrat Großmann vor einer Zustimmung zum Beschlussantrag eine erneute Vorbera-
tung im Umweltausschuss an.  

Kreisrat Luz steht der Einrichtung einer Energieagentur grundsätzlich positiv gegenüber. Da 
die Finanzierung noch nicht endgültig abgesichert sei (pro Jahr fehlen 60.000 €), müsse die 
Verwaltung Partner finden, die sich an den nicht gedeckten Kosten beteiligen, um eine Ener-
gieagentur überhaupt gründen zu können. Dass die Energieagentur - wie in Ziffer 2 Satz 2 
des Beschlussantrags festgehalten – kostenfrei in den Räumen des Landratsamts unterge-
bracht werden soll, sollte nach Ansicht von Kreisrat Luz jetzt noch nicht beschlossen werden. 
Eventuell stünden auch andere günstigere Standorte zur Verfügung. 

Kreisrat Schwarz stellt die Einrichtung einer Energieagentur grundsätzlich nicht in Frage. Mit 
ihr könne der bestehende Informationsbedarf gedeckt werden und sie eröffne auch Chancen 
für kommunale Gesamtplanungen. Kritisch stellt Kreisrat Schwarz fest, dass auch die Ener-



- 13 - 

gieversorger Partner der Energieagentur werden sollen. Er bittet die Verwaltung, davon Ab-
stand zu nehmen. 

Um nicht in das Aufgabengebiet freier Berufsgruppen einzugreifen, die sich ebenfalls mit E-
nergieberatung befassen, regt Kreisrat Kallfass an, den § 2 des Gesellschaftsvertrags zu ü-
berdenken. Der Aufgabenbereich einer Energieagentur müsse enger abgesteckt werden. 

Kreisrat Dr. Prewo legt dar, dass trotz der öffentlichen Erkenntnis, mit Energiesparmaßnah-
men dem Klimawandel entgegenzutreten, auf dem Markt (z. B. bei den Hausbesitzern) eine 
abwartende Haltung festgestellt worden ist. Dies habe die Politik zum Anlass genommen, mit 
der Förderung von Energieagenturen einen Impuls für unabhängige Energieberatung zu set-
zen. Wenn das Handwerk bereits den Beratungsbedarf abdecken könnte, bräuchte man wohl 
keine Energieagenturen, so Kreisrat Dr. Prewo. Für ihn stellt das Handwerk den richtigen 
Partner für eine Energieagentur dar. Deshalb schlägt er der Verwaltung vor, zunächst Ver-
handlungen mit möglichen Partnern zu führen und abzuklären, wer welches finanzielle Risiko 
trägt, um dann, wenn sich die Gesellschaftsstruktur konkreter abzeichnet, dem Kreistag einen 
entsprechenden Beschlussvorschlag zu unterbreiten. Er regt an, den Beschlussantrag wie folgt 
abzuändern: 

„Die Verwaltung wird beauftragt, die Gründung einer Energieagentur durch Verhandlungen 
mit geeigneten Partnern vorzubereiten, vorzugsweise mit dem Handwerk des Kreises.“ 

Kreisrat K. Braun stimmt seinem Kreistagskollegen Großmann zu, dass es bei der Energiebe-
ratung lediglich einer Lotsenfunktion bedarf. Insofern stellt sich für ihn die Frage, weshalb es 
dafür einer Agentur bedarf, anstatt lediglich einen Mitarbeiter des Landratsamts mit dieser 
Aufgabe zu betrauen. Dass sich für Hausbesitzer Energie sparende Investitionen nicht lohnen, 
liegt seiner Ansicht nach auch an den sinkenden Mietpreisen.  

Kreisrat Fuchtel hinterfragt, ob es seitens der Verwaltung überhaupt schon eine Anhörung des 
Handwerks und der Industrie- und Handelskammer gegeben habe. Er regt wie sein Frakti-
onskollege Großmann an, die Angelegenheit nochmals im Umweltausschuss zu beraten.  

Landrat Köblitz entgegnet, dass es dem dringenden Wunsch der Handwerkerschaft ent-
spricht, seitens des Landkreises eine Energieagentur zu gründen. Das Handwerk verspreche 
sich davon Impulse und die Eröffnung neuer Geschäftsfelder. Die Verwaltung habe bereits 
viele Gespräche mit möglichen Partnern geführt. Nach Ansicht des Vorsitzenden müsse zu-
nächst feststehen, wie viel Stammkapital der Landkreis in die Gesellschaft einbringt und mit 
welcher Summe er sich an den nicht gedeckten Kosten beteiligt, bevor mit den in Frage kom-
menden Institutionen seriös verhandelt werden kann.  

Herr Ammer bestätigt, dass die Impulsberatung der Energieagentur der von den Kreisräten 
geforderten Lotsenfunktion entspricht. Die Energieagentur könne und wolle schon allein von 
ihrer Größe her nicht mit privaten Energieberatern konkurrieren. Herr Ammer bestätigt die 
Ausführungen des Vorsitzenden, wonach das Handwerk darauf warte, dass der Landkreis 
baldmöglichst eine unabhängig beratende Energieagentur einrichte. Die Handwerkerschaft 
habe bereits eine finanzielle Beteiligung signalisiert. Die in anderen Landkreisen schon statt-
gefundene Evaluation habe ergeben, dass durch eine Energieagentur pro Jahr Investitionen 
von rund sieben Millionen Euro angestoßen werden, die vorrangig von der Handwerkerschaft 
umgesetzt werden.  
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Kreisrat Noé stellt Bezug nehmend auf die bisherigen Redebeiträge fest, dass es im Gremium 
heute wohl keine Mehrheit für den Beschlussantrag der Verwaltung geben wird. Er fragt 
nach, ob im Falle einer Vertagung der Zuschuss des Landes in Höhe von 100.000 Euro ver-
loren geht.  

Landrat Köblitz weist im weiteren Verlauf der Aussprache darauf hin, dass die Verwaltung 
zunächst einen klaren Auftrag des Kreistags brauche, um danach mit potenziellen Partnern 
verhandeln zu können. Sobald die Einzelheiten zur Gründung konkret abgeklärt seien, würde 
dem Kreistag ohnehin erneut der Gesellschaftsvertrag zur Beschlussfassung vorgelegt.  

Auf den Einwand von Kreisrat Schwarz zum Ausschluss der Energieversorger gibt Kreisrat 
Großmann zu bedenken, dass dann auch Kommunen mit eigenen Stadtwerken nicht als 
Partner für eine Energieagentur in Frage kämen. Der Vorsitzende stellt fest, dass gerade die 
Energieversorger interessante Partner einer Energieagentur seien, was die Finanzierung 
betreffe. Auf eine weitere Anfrage von Kreisrat Schwarz teilt der Vorsitzende mit, dass die Ar-
chitektenkammer landesweit erklärt hat, sich nicht an Energieagenturen beteiligen zu wollen. 

Kreisrat Klasen hält die Einrichtung einer Energieagentur auch deshalb für wichtig, weil die 
von ihr ausgehenden Impulse in der Bevölkerung als neutral gewertet werden und sich die 
Investitionsbereitschaft dadurch erhöhen werde. Er selbst stelle im beruflichen Alltag oft eine 
Hemmschwelle bei den Bürgern fest, wenn ein Handwerker beratend tätig werde. 

Kreisrat Großmann resümiert die Aussprache dahin gehend, dass die Einrichtung einer Ener-
gieagentur zwar gewollt ist, im Umweltausschuss aber noch Detailfragen - auch zur Finanzie-
rung - zu klären seien. Er regt an, eventuell auch Vertreter der Handwerkskammer und Ver-
treter von Architekten- und Ingenieurvereinigungen zu dieser erneuten Vorberatung einzula-
den. Der Beschlussantrag sollte seiner Ansicht nach deshalb wie folgt abgeändert werden: 

„Der Einrichtung einer Energieagentur wird grundsätzlich zugestimmt. Die Verwaltung wird 
beauftragt, mit geeigneten Partnern zu verhandeln.“ 

Kreisrat Dunst befürwortet diese Vorgehensweise, da er vorher gerne wissen möchte, wer sich 
als Partner an einer Energieagentur beteiligt und wie die Kosten unter den Partnern verteilt 
werden.  

Kreisrat Schuler kann dem Beschlussantrag der Verwaltung heute auch nicht zustimmen, 
wenngleich es wichtig sei, dass der Landkreis eine Energieagentur betreibe. Aus Gründen der 
Objektivität warnt er davor, private Firmen als Partner einzubeziehen. Außerdem müsse sich 
das Anforderungsprofil von dem privater Firmen unterscheiden. Es könne nicht sein, dass die 
Energieagentur Energiediagnosen erstelle. 

Zum Abschluss der Aussprache zieht der Vorsitzende angesichts der zuvor geführten Diskus-
sion den Antrag der Verwaltung zurück und schlägt vor, entsprechend der Vorgabe von 
Kreisrat Großmann vorzugehen. 

§ 11ö 

Konzept zum Versand kostenloser Windelsäcke  
Vorlage KT VIII/165 
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Landrat Köblitz verweist auf die öffentliche Vorberatung dieses Tagesordnungspunktes in der 
Sitzung des Umweltausschusses und verzichtet im Hinblick auf die schon fortgeschrittene Zeit 
auf eine Sachverhaltsdarstellung. Er eröffnet deshalb sogleich die Aussprache. 

Kreisrat Luz führt aus, dass eine große Mehrheit der Fraktion der Freien Wähler aus folgen-
den Gründen dem Antrag der Verwaltung widerspreche. So sei es falsch, abfallwirtschaftliche 
Probleme mit Haushaltsmitteln des Landkreises zu lösen, da es sich dabei mittelbar um Steu-
ermittel der Kreisgemeinden handle. Deshalb sollten seiner Ansicht nach die Kreisgemeinden 
selbst entscheiden, ob sie neugeborenen Kindern ein solches Geschenk machen wollen. Au-
ßerdem merkt er an, dass - wenn es sich um ein abfallwirtschaftliches Problem handeln sollte 
- dies über gebührenrechtliche Mittel gelöst werden müsste. Der Auslöser für diese Diskussion 
war nach Darlegung von Kreisrat Luz die Änderung des Abfuhrrhythmus der Hausmülltonne 
ab dem 01.01.2007, die vom Umweltausschuss am 11.07.05 beschlossen worden sei. In 
der dazugehörigen Sitzungsvorlage (UA VIII/14) sei wörtlich ausgeführt: „Die Kostenersparnis 
bei der Einsammlung durch Veränderung des Abfuhrrhythmus beträgt ca. 100.000 € pro 
Jahr.“ Seiner Ansicht nach sei es fast ein Witz, wenn bei den gebührenfähigen Abfuhrkosten 
100.000 € eingespart werden, um dann aus Haushalts- also Steuermitteln 150.000 € wieder 
auszugeben. 

Kreisrat Luz legt weiter dar, dass mit dem vorliegenden Vorschlag die Probleme nicht gelöst, 
sondern neue geschaffen werden, indem eine Ungleichbehandlung von Kleinkindern zu älte-
ren und behinderten Mitbürgern entstehe, die zum Teil ebenfalls auf Papierwindeln angewie-
sen seien. Lediglich Windelsäcke an Familien mit Kleinkindern zu verteilen würde im Ergebnis 
zu einer Diskriminierung von älteren und behinderten Mitbürgern führen. Außerdem berück-
sichtige der Vorschlag auch in keiner Weise die subjektive Bedürftigkeit der Empfänger, da 
praktisch „mit der Gießkanne“ finanzielle Geschenke verteilt würden.  

Nachfolgend erinnert Kreisrat Luz an vergangene Zeiten, als der Landkreis über Jahre hin-
weg seinen Haushaltsplan nur mit allergrößten Anstrengungen und jährlichen Kreditaufnah-
men ausgleichen konnte. Schon jetzt sei zu beobachten, dass das Wirtschaftswachstum nach-
lasse, was sich bald auch in rückläufigen Steuereinnahmen der öffentlichen Hand nieder-
schlagen werde. Insofern werde das finanzielle „Zwischenhoch“ nicht auf Dauer anhalten 
und der Kreistag sollte sich auch nicht verleiten lassen, jetzt freiwillige Ausgaben zu beschlie-
ßen, von denen er später kaum mehr wegkomme. Kreisrat Luz plädiert dafür, die heute noch 
bescheidenen freien Haushaltsmittel auf die wichtigen und großen Investitionsvorhaben, wie 
zum Beispiel die Erweiterung des Berufsschulzentrums Calw oder neue Schienenverbindun-
gen, zu konzentrieren. Aus diesen Gründen werde die Fraktion der Freien Wähler dem vor-
liegenden Antrag nicht zustimmen. 

Kreisrat Großmann versteht nicht, wie ein solch wichtiges Thema auf die monetäre Fragestel-
lung verkürzt werden kann, da sich seiner Meinung nach dieses Thema nicht in Euro aufwie-
gen lasse. Der Landkreis habe vielmehr richtig erkannt, mit der Ausgabe kostenloser Windel-
säcke ein Signal zu setzen und den Worten „kinder- und familienfreundlicher Landkreis“ Ta-
ten folgen zu lassen. Da mit dem Versand von Windelsäcken Familien mit Kleinkindern un-
terstützt werden sollen, sei der Antrag der CDU-Kreistagsfraktion völlig gerechtfertigt. Zwar 
habe sich die Abfallwirtschaftsgesellschaft (AWG) bedauerlicherweise aus der Kofinanzierung 
zurückgezogen. Dennoch sollte dem Kreistag dieser Beitrag zur Unterstützung von Familien 
mit Kleinkindern wert sein. 
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Kreisrat Schrumpf legt dar, der Vorlage in dieser Form nicht zuzustimmen, da sich die Ver-
waltung seiner Ansicht nach nicht auf rechtssicherem Gebiet bewege, wenn die Windelsäcke 
aus dem Kreishaushalt finanziert werden. Auch er kritisiert, dass lediglich Familien mit Klein-
kindern die Windelsäcke erhalten sollen und Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen 
nicht berücksichtigt werden. Dies führe zu einer Ungleichbehandlung. 

Kreisrätin Hiller-Schmid kann dem Beschlussantrag der Verwaltung aus Gründen der Un-
gleichbehandlung ebenfalls nicht zustimmen. Sie gibt auch zu bedenken, dass älteren Men-
schen, die an Inkontinenz leiden, keine Windelsäcke zur Verfügung gestellt werden sollen.  

Kreisrat Noé betrachtet die Ausgabe kostenloser Windelsäcke weniger als abfallwirtschaftli-
ches Problem, sondern vielmehr als familienpolitische Maßnahme, um das Ziel, ein kinder- 
und familienfreundlicher Landkreis zu sein, mit einer weiteren Facette zu ergänzen.  

Kreisrat Schwarz bittet die Verwaltung, die Kosten zu ermitteln, die für den Landkreis entste-
hen, wenn der Kreis der Begünstigten auch um pflegebedürftige Menschen erweitert würde. 

Nach Darlegung von Kreisrat Dunst präsentiert sich der Landkreis mit der bislang praktizier-
ten Ausgabe von einmalig fünf Windelsäcken für jedes neugeborene Kind auch als kinder- 
und familienfreundlich. Außerdem würden diese Windelsäcke bislang abgeholt und müssten 
nicht - wie jetzt vorgeschlagen - selbst von den Familien auf die Recyclinghöfe gebracht wer-
den. 

Kreisrat Schabert spricht sich dafür aus, auf die Ausgabe kostenloser Windelsäcke zu verzich-
ten und die jährlich dafür anfallenden Kosten von 150.000 € zur weiteren Schuldentilgung zu 
verwenden. 

Kreisrat Dr. Lang rechnet vor, dass der Landkreis in sieben Jahren über eine Million Euro für 
die Windelsäcke ausgeben würde. Dieses Geld kann seiner Ansicht nach sinnvoller ausgege-
ben werden. Er gibt in diesem Zusammenhang auch zu bedenken, dass eine Ungleichbe-
handlung schon dadurch bestehe, dass es Familien gibt, die Stoffwindeln verwenden oder 
Kleinkinder haben, die schon mit zwei Jahren „trocken“ seien. 

Nach Darlegung von Kreisrat Schuler sollte die Entscheidung, Windelsäcke kostenlos an Fa-
milien mit Kleinkindern zu verteilen, den Kreisgemeinden überlassen werden. Er warnt seine 
Kreistagskollegen davor, kurz vor den Kommunalwahlen  „Schnellschüsse“ zu machen. Es 
sollte vielmehr überlegt werden, wofür dieses Geld sonst noch verwendet werden könnte. 

Kreisrat A. Braun gibt zu bedenken, dass die Gesamtkosten für die Windelsäcke pro Kind 
lediglich 108 € betragen und diese Ausgabe dem Kreistag für die Kinder wert sein sollte. Ge-
rade junge Familien würden vielfach über weniger Geld verfügen als die ältere Generation. 
Es wäre seiner Ansicht nach beschämend, wenn die Freien Wähler, die eine Absenkung der 
Abfallgebühren gefordert haben, nicht bereit seien, Familien mit kleinen Kindern zu unter-
stützen. 

Sollte der Antrag der Verwaltung keine Mehrheit finden, werden wir uns nicht schämen, so 
Kreisrat Krauss. Die FDP-Kreistagsfraktion habe bei der Verabschiedung des Haushaltsplans 
2008 beantragt, es bei dem bisherigen Kreisumlagehebesatz zu belassen und ihn nicht ab-
zusenken. Wäre damals diesem Antrag zugestimmt worden, könne er auch heute dem An-
trag der Verwaltung guten Gewissens zustimmen.  
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Kreisrat Luz schlägt gegen Ende der Aussprache vor, in der nächsten Sitzung des Umweltaus-
schusses anstelle des heutigen Antrags der Verwaltung die Wiedereinführung des 14-tägigen 
Abholturnus der Hausmülltonne zu beraten. Mit diesem kostengünstigeren Vorschlag würde 
man sowohl Familien mit Windelkindern als auch pflegebedürftigen Menschen entgegenge-
kommen. Dies würde sowohl finanzielle als auch ökologische Vorteile mit sich bringen. 

Zum Abschluss der Aussprache stellt Landrat Köblitz fest, dass die Kosten für die Windelsäcke 
nicht über Gebühren finanziert werden dürfen, da sie rechtlich gesehen nicht gebührenfähig 
seien. Da während der Aussprache mehrfach auch die Rede von Gerechtigkeit und Gleich-
behandlung gewesen sei, weist der Vorsitzende darauf hin, dass dabei auch nur gleiches mit 
gleichem verglichen werden dürfe. Er fordert die Kreisräte dazu auf, dem Antrag zuzustim-
men, wenn sie die Absicht des Landkreises unterstützen, ein Signal für einen kinder- und fa-
milienfreundlichen Landkreis setzen zu wollen. Daraufhin stellt Landrat Köblitz den Be-
schlussantrag der Verwaltung zur Abstimmung. 

Der Kreistag beschließt: 

1. Der Ausgabe „kostenloser“ Windelsäcke für Familien mit Windelkindern (unter 3 Jah-
ren) wird zugestimmt. Die Erfassung der Windelsäcke erfolgt über die Recyclinghöfe 
im Landkreis Calw. 

2. Die Kosten in Höhe von jährlich ca. € 150.000 werden aus dem Kreishaushalt finan-
ziert. Die erforderlichen Mittel werden in den HH-Entwurf 2009 eingestellt. Für das 
laufende Jahr werden die voraussichtlichen Mittel in Höhe von ca.  € 100.000 aus der 
allgemeinen Deckungsreserve des Kreishaushaltes  2008 bereitgestellt. 

(19 Ja-Stimmen, 21 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen)  

§ 12 ö 

Förderung des Seniorenzentrums Sonnenhalde, Altensteig 
Abschluss der baulichen und strukturellen Weiterentwicklung  
(III. und letzter Bauabschnitt)  
Vorlage KT VIII/166 

Kreisrat Großmann ist bei diesem Tagesordnungspunkt befangen und nimmt im Bereich der 
Zuhörer Platz. 

Unter Verweis auf die umfangreiche Sitzungsvorlage verzichtet der Vorsitzende auf einen 
Sachvortrag. Nachdem es aus der Mitte des Kreistags keine Fragen gestellt oder Anmerkun-
gen zum Sachverhalt gemacht werden, stellt der Landrat den Beschlussantrag zur Abstim-
mung. 
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Der Kreistag beschließt: 

1. Der Kreistag wird gebeten, im Vermögenshaushalt des Kreishaushaltsplans 2009 für die 
Jahre 2010 und 2011 in 2 Raten einen Gesamtbetrag von bis zu 120.150,00 Euro zur 
Förderung der Sanierung und strukturellen Weiterentwicklung des Seniorenzentrums Son-
nenhalde, Altensteig vorzusehen.  
 

2. Unter dem Vorbehalt der Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel erhält die Stadt 
Altensteig für den Abschluss der baulichen und strukturellen Weiterentwicklung des Senio-
renzentrums (dritter und letzter Bauabschnitt) einen Investitionskostenzuschuss aus Land-
kreismitteln von bis zu 120.150,00 Euro nach Maßgabe folgender Einzelbestimmungen: 
 
2. 1  
Die Zuwendung wird unter der Voraussetzung gewährt, dass die Finanzierung des Vorha-
bens grundsätzlich wie folgt gesichert ist: 
 
Betriebsnotwendige Gesamtkosten 1.780.000,00 Euro 
Eigenmittel nach LPflG 178.000,00 Euro (10 %) 
Förderfähige Kosten 1.602.000,00 Euro 
Landesförderung (über den Kommunalverband 
für Jugend und Soziales) 480.600,00 Euro (30 %) 
Förderung durch den Landkreis Calw 120.150,00 Euro (7,5 %) 
Förderung durch die Stadt Altensteig 120.150,00 Euro (7,5 %) 
Kapitalmarktmittel 881.100,00 Euro (55 %) 
 
2.2 
Die Zuwendung wird in der Erwartung gewährt, dass im Seniorenzentrum Sonnenhalde 
ein nach modernsten pflegefachlichen Gesichtspunkten gestaltetes differenziertes Leis-
tungsangebot für Menschen mit Demenz geschaffen wird und auch zukünftig schwerst- 
und gerontopsychiatrisch pflegebedürftige Menschen aufgenommen und versorgt wer-
den. 
 
2.3 
Die geförderte Einrichtung ist vorrangig für pflegebedürftige Menschen aus dem Land-
kreis Calw zur Verfügung zu stellen. 
 
2.4 
Mit der Zuwendung wird die Erwartung verbunden, dass in der Einrichtung Praktikanten-
stellen mit Schülerinnen und Schülern der Kreisberufsfachschule für Altenpflege in Nagold 
besetzt werden. 
 
2.5 
Die Zuwendung ist zurückzuzahlen, wenn die Einrichtung nicht mehr als Pflegeheim ge-
nutzt wird. Das Gleiche gilt für den Wegfall der Gemeinnützigkeit des Betriebsträgers. Der 
zurückzuzahlende Betrag vermindert sich für jedes Jahr bestimmungsgemäßer und 
zweckentsprechender Nutzung um 5 %. Von einer dinglichen Sicherung des Rückzah-
lungsanspruchs wird bis auf weiteres abgesehen. 
 

(39 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen)  
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§ 13 ö 

Fachdienst - Erziehungspartnerschaft 
Vorlage KT VIII/167 

Landrat Köblitz stellt einleitend fest, dass die Sitzungsvorlage an einer Stelle wohl missver-
ständlich formuliert gewesen sei und es nicht die Absicht der Verwaltung sei, das bisherige 
Angebot der klassischen Erziehungsberatung einzustellen. So werde es nach wie vor Erzie-
hungsberatungssprechstunden in Calmbach und Nagold geben. Mit der Einrichtung eines 
„Fachdienstes Erziehungspartnerschaft“ wolle die Verwaltung Familien erreichen, die von sich 
aus keine Beratungsstelle aufsuchen würden. Es sei beabsichtigt, sämtliche Erziehungspartner 
von Kindern – angefangen von der Hebamme bis zum Grundschullehrer/in – in eine Netz-
werkagentur einzubinden. Die sozialpädagogische Familienhilfe werde dabei als breites 
Fundament in den Beratungsbedarf miteinbezogen. 

In der sich anschließenden Aussprache zeigen sich die Kreisräte Luz und Mack enttäuscht von 
der öffentlichen Berichterstattung über die Sitzung des Jugendhilfeausschusses. Das Gremium 
habe damals übereinstimmend die Einrichtung des „Fachdienstes Erziehungspartnerschaft“ 
befürwortet und es sei ausdrücklich darauf hingewiesen worden, dass das bisherige Angebot 
nicht eingestellt werde. 

Kreisrat Mack verweist auf die vergangene Sitzung der Sozialkonferenz, an der Vertreter aller 
Kreistagsfraktionen teilgenommen haben. Dort sei den Mitgliedern zugesagt worden, eine 
Gesamtzusammenstellung aller im Landkreis vorgehaltener Beratungsangebote zu erhalten. 
Diese Auflistung liege bis heute jedoch nicht vor, so dass vermutet werde, es gäbe in gewis-
sen Bereichen Überschneidungen in der Beratung. 

Kreisrat Luz stimmt der Einrichtung des Fachdienstes Erziehungspartnerschaft zu und freut 
sich, dass der Vorschlag von der Verwaltung erarbeitet worden ist. 

Kreisrat Noé bestätigt die einleitende Bemerkung des Vorsitzenden zur missverständlich for-
mulierten Begründung des Beschlussantrags. Es sei der Eindruck entstanden, dass das bishe-
rige Angebot der Erziehungsberatung auslaufe. Auch Kreisrat Noé begrüßt den von der Ver-
waltung vorgeschlagenen Ansatz, die Erziehungsberatung um den Fachdienst Erziehungs-
partnerschaft zu erweitern. Er weist ferner darauf hin, dass viele Schulen, Kindergärten und 
auch Hausärzte im Landkreis die beiden Flyer zur Erziehungsberatung Calw nicht kennen 
würden.  

Bezug nehmend auf die Aussage in der Sitzungsvorlage - im Jahr 2007 haben lediglich 60 
Personen das Angebot der Erziehungsberatung angenommen, stellt Kreisrat Grießhaber fest, 
dass es damals auch noch keinen Flyer mit Informationen zur Erziehungsberatung gegeben 
habe. Er geht davon aus, dass sich durch die Herausgabe des Flyers das Angebot stärker wie 
bislang nachgefragt werde. Gleichzeitig stellt er in Frage, ob dann auch die zusätzlichen 1,5 
Personalstellen ausreichen werden. Ferner hinterfragt er die Aussage der Verwaltung in der 
Informationsveranstaltung am vergangenen Donnerstag zur Anzahl der niedergelassenen 
Kinder- und Jugendtherapeuten im Landkreis und stellt fest, dass es nur drei gäbe. Dennoch 
stimmt Kreisrat Grießhaber dem von der Verwaltung vorgeschlagenen Paradigmenwechsel in 
der Erziehungsberatung zu. 

Kreisrat Krauss stimmt im Namen der FDP-Kreistagsfraktion dem Antrag der Verwaltung un-
eingeschränkt zu, da dieses zusätzliche Angebot den Kindern zu gute komme. 
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Nachdem keine weiteren Wortmeldungen aus der Mitte des Gremiums vorliegen, stellt der 
Vorsitzende den Beschlussantrag zur Abstimmung. 

Der Kreistag beschließt: 

1. Der Kreistag beschließt die Einrichtung eines „Fachdienstes Erziehungspartnerschaft“ 

2. Bei der Abteilung „Allgemeiner Sozialdienst“ werden dafür im Haushaltsjahr 2009  
1,5 zusätzliche Personalstellen geschaffen 

(31 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen)  

§ 14 ö 

Bekanntgaben, Sonstiges 

Nahverkehrsplan 2008 

Kreisrat Schrumpf stellt fest, dass es angesichts der demografischen Entwicklung immer mehr 
Menschen mit einer Mobilitätseinschränkung geben wird. Er fordert die Verwaltung deshalb 
auf, im Nahverkehrsplan 2008 so genannte „niederflurige“ Fahrzeuge als Standard vorzu-
schreiben. Der Vorsitzende sagt zu, diese Anregung an die Nahverkehrsberatung Südwest 
weiterzuleiten.  

Familienfreundlicher Landkreis 

Kreisrat Schwarz vertritt den Standpunkt, dass die heute beschlossene Einrichtung eines 
„Fachdienstes Erziehungspartnerschaft“ eher ein geeigneter Beitrag zur Kinder- und Familien-
freundlichkeit sei als der Versand kostenloser Windelsäcke. 

Unterzeichnung der Niederschrift 

Die Kreisräte Luz und Wintterle erklären sich bereit, die Niederschrift zu unterzeichnen. 

Zum Abschluss der öffentlichen Sitzung kommt Landrat Köblitz mit den Kreisräten überein, 
auf die Einberufung einer nichtöffentlichen Sitzung zu verzichten, da weder die Verwaltung 
noch einzelne Kreisräte unter dem Tagesordnungspunkt „Bekanntgaben, Sonstiges – nichtöf-
fentlich“ etwas bekannt zu geben oder mitzuteilen haben.  

 

Die Niederschrift über die 22. Sitzung des Kreistags am 21.07.2008 wurde vom Vor-
sitzenden Landrat Köblitz und der Schriftführerin Claudia Krause am 30.07.2008 
unterzeichnet. 

Gefertigt: 
Calw, den 31.07.2008 

 

Claudia Krause 


